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Bilaterale Freihandelsabkommen CH – Schwellen- und Entwicklungsländer
Auch die sozialen Aspekte, die Arbeit und die Umwelt einbeziehen
Weil die multilateralen Handelsverhandlungen in der WTO blockiert sind, gibt es immer mehr bilaterale Freihandelsabkommen. Travail.Suisse verlangt, dass auch Arbeits- und Umweltfragen in diese Abkommen einbezogen werden.
Die Schweiz ist hauptsächlich mit den EU-Ländern wirtschaftlich verflochten: 80 Prozent unserer Importe kommen aus der EU, und 62 Prozente unserer Exporte gehen dorthin. Doch nun werden die Karten neu verteilt, weil neue Wirtschaftskolosse wie China oder Indien auf den Weltmarkt gekommen sind. Viele Entwicklungsländer verzeichnen ein bedeutendes Wirtschaftswachstum und werden immer wichtigere Handelspartner für unser Land.
Diese Neuverteilung der Globalisierungskarten, bei der sich der wirtschaftliche Schwerpunkt Richtung Asien-Pazifik-Raum verschiebt, ist eine Chance für die Schweizer Exportindustrie. Sie kann die neuen, aufstrebenden Märkte für ihre Produkte mit hohem Mehrwert nutzen. Ein integrierter Weltmarkt entsteht – ähnlich dem EU-Markt, aber auf einer ganz anderen Stufe.
Allerdings gibt es auf dem EU-Markt (sicher noch verbesserungsfähige) soziale Regeln und Bestimmungen zum Schutz der Arbeitnehmenden. Diese tragen zu einem akzeptablen Gleichgewicht zwischen den wirtschaftlichen Erfordernissen und den Bedürfnissen der Arbeitnehmenden bei. 
Die soziale Regulierung des Weltmarkts verbessern 
Auf dem Weltmarkt gibt es keine Regeln dieser Art. Angesichts des zunehmenden wirtschaftlichen Gewichts der grossen Schwellenländer ist es nötig (und logisch), der wirtschaftlichen Globalisierung auf sozialer Ebene sowie in den Bereichen Arbeit, Umwelt und Demokratie einen Rahmen zu geben. Andernfalls verschlechtern sich die sozialen Normen und die Arbeitsbedingungen in den traditionellen Industrieländern und vergrössern sich die Ungleichheiten in den Schwellenländern.
Auf Weltebene müsste die zunehmende wirtschaftliche Integration in der Welthandelsorganisation (WTO) geregelt werden. In dieser Hinsicht blieb die Doha-Verhandlungsrunde, die seit über fünf Jahren läuft, bisher ergebnislos. Die traditionellen Industrieländer (EU, USA) sind nicht bereit, die nötigen Zugeständnisse zu machen, um ihre Märkte für Konkurrenzprodukte aus den Ländern des Südens zu öffnen. Die neuen Schwellenländer wie Indien oder Brasilien senken ihre Zolltarife nur widerwillig, um ihre Industrien  zu schützen.
Längerfristig gibt es jedoch keine Alternative zum multilateralen Handelssystem. Und die WTO bleibt die einzige Institution, die den globalen Problemen mit angemessenen Lösungen begegnen kann. Angesichts der stärkeren Konkurrenz von China, Indien, Brasilien usw. liegt ein gut reguliertes Handelssystem im Interesse der Industrieländer.
Stetiger Ausbau der bilateralen Freihandelsabkommen 

Mit dem Scheitern der WTO setzen die Industrieländer, die sich auf ihre Marktkraft verlassen können, immer mehr auf bilaterale Freihandelsabkommen.
 In den letzten Jahren schloss die EU solche Abkommen mit Mexiko, Chile und Südafrika ab. Weitere sollen folgen, im Besonderen mit China, Indien und Russland.
Um gegen die Diskriminierung vorzugehen, die sich aus der wachsenden Zahl der von der EU und den USA ausgehandelten Vorzugsabkommen ergeben könnte, handelt auch die Schweiz Freihandelsabkommen mit verschiedenen Ländern wie den Golfstaaten, Thailand, Kolumbien und Indonesien aus, dies vor allem im Rahmen der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA). Es wird auch über die Eröffnung von Verhandlungen mit China, Russland und lateinamerikanischen Ländern diskutiert.
In diesem Umfeld des zunehmenden Bilateralismus liessen die USA und die EU soziale und mit der Arbeit verbundene Aspekte in die jüngsten Freihandelsabkommen einfliessen. Beispiele: Seit 2001 unterzeichneten die USA Abkommen mit Chile, Singapur und Jordanien. In allen Abkommen «bekräftigen die Parteien die Pflichten, die sie als Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) haben, sowie die Verpflichtungen, die sie im Rahmen der ILO-Erklärung über grundlegende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit eingingen». Die Anerkennung und Förderung der sozialen Rechte ist auch integrierender Bestandteil aller neueren Handelsabkommen der EU, so zum Beispiel des Abkommens mit Chile oder des Zusammenarbeitsabkommens mit Südafrika.

Das seco unternimmt nichts, um die sozialen Aspekte in die bilateralen Abkommen einzubeziehen
Und die Schweiz? Sie, die sich wenigstens im Rahmen der WTO verpflichtete, die Kohärenz zwischen dem Welthandel und den grundlegenden Arbeitsnormen zu fördern,  zeigt nicht die geringste Absicht, dies auch im Rahmen der bilateralen Freihandelsabkommen zu tun.  Beim Staatssekretariat für Wirtschaft seco, das mit dem Dossier betraut ist, gehören soziale Aspekte und Arbeits- oder Umweltfragen nicht zu den Kriterien für die Wahl der Verhandlungspartner. 
Dass unser Land sein eigenes Freihandelsnetz aufbaut, um zu verhindern, dass seine Exportwirtschaft diskriminiert wird, ist verständlich. Die Schweiz muss aber unbedingt die sozialen Aspekte, die Arbeit und die Umwelt in die Verhandlungen einbeziehen.
Die meisten der derzeit geschlossenen Freihandelsabkommen decken ein weites Feld ab, das nicht nur die Senkung der Zollgebühren, sondern auch Dienstleistungen, geistiges Eigentum, Investitionsschutz, Wettbewerb und öffentliche Aufträge umfasst. Ausserdem beinhalten viele dieser Abkommen einen Streitschlichtungsmechanismus.  Es wäre daher einfach, soziale Aspekte und Arbeits- und Umweltfragen einfliessen zu lassen. Das seco muss in diesem Sinne handeln.
Schliesslich ist die Aussenwirtschaftspolitik der  Schweiz Teil ihrer Aussenpolitik. Somit darf sie nicht nur die Interessen der Schweizer Wirtschaft im Ausland vertreten, sondern muss auch zur Förderung der Menschenrechte, zur Milderung des Elends und zum Umweltschutz beitragen. Der Einbezug der sozialen Aspekte, der Arbeit und der Umwelt in bilaterale Freihandelsabkommen deckt sich mit dieser Vision.
Deshalb wird Travail.Suisse in Zukunft mehr Druck machen, damit unser Land beim Abschluss von Freihandelsabkommen einen ausgewogeneren Ansatz wählt. In Anbetracht der Tatsache, dass die Lähmung der WTO andauert und die Zahl der bilateralen Freihandelsabkommen weiter steigt, wird dieses Anliegen immer wichtiger – dies umso mehr, wenn Verhandlungen mit den neuen Lokomotiven der Weltwirtschaft wie China, Indien, Brasilien usw. anlaufen. 
Der Eindruck, dass die neue Weltwirtschaftsordnung unausgewogen ist, wird sich noch verstärken, wenn die Regelungen zum Schutz der Handelsinteressen, der Geldflüsse und des geistigen Eigentums viel rascher verabschiedet werden und viel weiter gehen als die sozialen Regelungen oder die Umweltschutzbestimmungen.
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� Seit Anfang der 90er Jahre hat sich die Zahl der bilateralen oder regionalen Abkommen mehr als vervierfacht. Laut WTO gibt es insgesamt fast 300.


� „Accords de libre-échange et droits des travailleurs: évolution récente“ Cleopatra Doumbia-Henry und Eric Gravel. Revue internationale du Travail, Vol. 145 (2006), Nr. 3.





